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1. BOTSCHAFTEN DER WOCHE 

 

Steuervermeidern einen Strich durch die Rechnung machen 

Durch „Steueroptimierung“ und „grenzüberschreitende Steuergestaltung“ gehen dem 

Bund und den Ländern jährlich beträchtliche Steuereinnahmen verloren, die dringend 

für Zukunftsinvestitionen gebraucht werden. Das haben die „Panama Papers“ ein-

drücklich gezeigt. Darum wollen wir noch effektiver Schlupflöcher stopfen und Rege-

lungslücken schließen und beschließen in dieser Woche ein entsprechendes Gesetz. 

Zukünftig besteht die gesetzliche Verpflichtung, grenzüberschreitende Steuergestal-

tungen an die Finanzbehörden zu melden. Das versetzt die Steuerbehörden in die 

Lage, noch effektiver gegen Steuertricks vorzugehen. 

 

Wir machen Betriebsrenten attraktiver 

Wer eine Betriebsrente bekommt und Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 

zahlt, hat künftig im Schnitt 300 Euro mehr im Jahr. Durch einen neuen Freibetrag 

zahlen mindestens 60 Prozent der Betriebsrentnerinnen und -rentner de facto nur 

noch höchstens den halben Beitragssatz. Auch die übrigen 40 Prozent werden spür-

bar entlastet. Das beschließen wir diese Woche im Bundestag. 

 

Aufstiegs-BAföG 

Wir reformieren das Aufstiegs-BAföG. Diese Woche nehmen wir eine weitere wich-

tige Stufe, um die berufliche Fortbildung noch attraktiver zu machen. Die Gleichwer-

tigkeit von akademischer und beruflicher Bildung rückt in den Fokus. Höhere Zu-

schüsse zu Prüfungs- und Lehrgangskosten, geringere Gebühren für bestandene Prü-

fungen sowie die komplette Übernahme der Unterhaltskosten während einer Vollzeit-

maßnahme erleichtern künftig die Entscheidung, eine Aufstiegsfortbildung aufzuneh-

men. Das hilft insbesondere auch Frauen, einen weiteren beruflichen Schritt gehen zu 

können. 
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2. ZUR LAGE 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

heute feiern wir den Tag der Menschenrechte. Vor 71 Jahren verabschiedete die 

Generalversammlung der Vereinten Nationen die Allgemeine Erklärung der Men-

schenrechte. Sie betont neben politischen und wirtschaftlichen Rechten vor allem die 

sozialen Rechte als gleichberechtigte und allgemeingültige Grundlage für soziale Si-

cherheit und Teilhabe aller Menschen in der Welt. Als erste Vorsitzende der UN-

Menschenrechtskommission war Eleanor Roosevelt, zusammen mit vielen anderen 

Frauen, maßgeblich mit deren Ausarbeitung befasst. Diese Frauen schafften es, die 

universellen Menschenrechte in das Zentrum der Aktivitäten der Vereinten Nationen 

zu stellen und damit auch die Gleichberechtigung der Geschlechter zu fördern.  

Trotzdem sind wir noch nicht am Ziel einer vollkommenen Gleichberechtigung der 

Geschlechter angekommen. Darum verabschieden wir heute, im hundertsten Jahr 

nach Einführung des Frauenwahlrechts und am Jahrestag der Allgemeinen Erklä-

rung der Menschenrechte, ein Positionspapier, das die Gleichstellungspolitik als 

übergreifende Richtschnur unseres politischen Handelns definiert. 

 

Darüber hinaus beraten wir diese Woche im Plenum des Deutschen Bundestages 

den Bericht der Bunderegierung über ihre Menschenrechtspolitik für den Zeitraum 

vom 1. Oktober 2016 bis 30. September 2018. Der Bericht hebt unter anderem die 

Wichtigkeit der Stärkung der Menschenrechte im Kontext von Handel und Wirtschaft 

hervor. Niedrigstpreise für in westlichen Industriestaaten verkaufte Produkte werden 

häufig erst dadurch ermöglicht, dass Menschen in Ländern, in denen Rohstoffe ab-

gebaut oder Produkte hergestellt werden unter ausbeuterischen Bedingungen und 

für Hungerlöhne arbeiten müssen. Diese Situation ist für uns Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten inakzeptabel und darum werden wir entschieden handeln.  

Solidarität beschränkt sich nicht nur auf dieses Land, sondern sie ist auch unser Leit-

prinzip in der Außen- und Entwicklungspolitik. Deshalb begrüßen wir, dass Arbeits-

minister Hubertus Heil nun die Initiative ergreift: es sollen Eckpunkte für ein Liefer-

kettengesetz erarbeitet werden, das in Deutschland ansässige Unternehmen dazu 

verpflichtet, international anerkannte soziale und ökologische Mindeststandards in 

ihren Lieferketten sicherzustellen. Darauf aufbauend werden wir die deutsche EU-

Ratspräsidentschaft im nächsten Jahr nutzen, um dieses Prinzip auch in der Europä-

ischen Union zu verankern.  
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Was diese Woche außerdem wichtig ist: 

 

Durch Aktivitäten, die beschönigend als „Steueroptimierung“ und „grenzüberschrei-

tende Steuergestaltung“ beschrieben werden, bereichern sich Einzelne auf Kosten 

der Gemeinschaft. Der Bund und die Länder verlieren dadurch Steuereinnahmen, 

die dringend für Zukunftsinvestitionen gebraucht werden. Das Ausmaß, in dem das 

betrieben wird, haben die „Panama Papers“ zuletzt eindrücklich gezeigt. Um beste-

hende Schlupflöcher zu stopfen und Regelungslücken zu schließen, beschließen wir 

in dieser Woche ein Gesetz, dass für Transparenz bei Gewinnverlagerungen in an-

dere Staaten sorgt und so die Behörden in die Lage versetzt, noch effektiver gegen 

Steuertricks vorzugehen. Alle müssen sich an geltende Regeln halten und ihren Teil 

beitragen, das ist die Grundlage einer solidarischen Gesellschaft.  

 

In einer solidarischen Gesellschaft dürfen Menschen, die arbeiten und für das Alter 

vorsorgen, nicht unfair belastet werden. Deshalb stärken wir die betriebliche Alters-

versorgung und machen sie für Beschäftigte attraktiver.  

Seit 2004 müssen Rentnerinnen und Rentner auf Bezüge aus ihrer betrieblichen Al-

tersversorgung nicht nur den Arbeitnehmeranteil zur Krankenversicherung zahlen, 

sondern auch den der Arbeitgeber. Diese Woche beenden wir diese Doppelbelas-

tung bei den Krankenkassenbeiträgen.  

 

Mit dem Aufstiegs-BAföG, nehmen wir diese Woche eine weitere wichtige Stufe, um 

die berufliche Fortbildung für mehr Menschen zu ermöglichen. Denn Chancengleich-

heit in der Bildung ist die Voraussetzung für Teilhabe und soziale Mobilität. Für viele 

Menschen bietet die berufliche Fortbildung eine Chance, sich weiter zu qualifizieren 

und wirtschaftlich und sozial aufzusteigen. Das hilft insbesondere auch Frauen, ei-

nen weiteren beruflichen Schritt gehen zu können. 

 

Am vergangenen Wochenende hat die SPD mit der Wahl von Saskia Esken und 

Norbert Walter-Borjans zu Parteivorsitzenden einen beteiligungsorientierten und 

spannenden Prozess abgeschlossen, der in dieser Form einmalig in der deutschen 

Parteienlandschaft war. Wir gratulieren den neuen Parteivorsitzenden und dem ge-

samten neuen Parteivorstand zu seiner Wahl und freuen uns auf eine erfolgreiche 
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und solidarische Zusammenarbeit. Der vom Bundesparteitag beschlossene Leitan-

trag „Aufbruch in die neue Zeit“ gibt allen Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-

ten den inhaltlichen Rückenwind, um die sozialdemokratischen Ziele des Koalitions-

vertrags weiter engagiert zu verfolgen und mit Mut und Gestaltungswillen für ein soli-

darisches Land zu kämpfen. 

 

Euer 

Gez. Dr. Rolf Mützenich 
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3. ZUR WOCHE 

TOP 1 und 9: Wir entlasten Betriebsrentnerinnen und -Rentner 

Betriebsrentnerinnen und Betriebsrentner, die gesetzlich pflichtversichert sind, wer-

den ab dem kommenden Jahr entlastet. Das GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz, 

das wir diese Woche im Bundestag beraten und beschließen, sieht einen Freibetrag 

von 159,25 Euro für das Jahr 2020 vor, der dann in den darauffolgenden Jahren im 

gleichen Maße wie die Durchschnittseinkommen steigt. Mindestens 60 Prozent der 

Betriebsrentnerinnen und -rentner zahlen von 2020 an de facto maximal den halben 

Beitragssatz, die weiteren 40 Prozent werden spürbar entlastet.  

 

TOP 4: „Mittelmeerraum stabilisieren – Entwicklungspolitische Kooperationen 

im westlichen Mittelmeerraum ausbauen“ 

Der Mittelmeerraum ist von kultureller Vielfalt und einer bedeutenden gemeinsamen 

Entwicklungsgeschichte geprägt. Dies bietet Chancen, birgt aber auch Konflikte, die 

über die Ufer des Mittelmeers hinauswirken. Denn leider sind Teile dieser Mittelmeer-

region nach wie vor von schlechter Regierungsführung, politischen Krisen und funda-

mentalistischer Gewalt betroffen, welche die Wirtschaft, aber auch Liberalisierung, De-

mokratisierung und persönliche Freiheiten behindern. Als Nachbarregion Europas 

sind die südlichen Länder des Mittelmeeres auch in besonderem Maße Herkunfts-, 

Transit- und Aufnahmeländer von Flüchtlingen und Migranten. 

 

Der Antrag der Bundestagsfraktionen von SPD und CDU/CSU, den wir diese Woche 

im Bundestag beraten, begrüßt die Vielzahl von Initiativen für eine bessere Zusam-

menarbeit zwischen Deutschland, der Europäischen Union und seinen südlichen 

Nachbarstaaten. Gleichzeitig fordern wir die Bundesregierung auf, bestehende Ko-

operationsformate weiterzuentwickeln und neue Partnerschaftsprogramme anzure-

gen. So soll zum Beispiel ein europäisches, parlamentarisches Partnerschaftspro-

gramm insbesondere kommunalen und regionalen Parlamenten Möglichkeiten der 

Aus- und Weiterbildung sowie der Teilhabe an übergeordneten, überregionalen Ent-

wicklungen aufzeigen. Außerdem muss weiterhin auf eine Verbesserung der men-

schenrechtlichen Lage in Teilen der Region hingewirkt werden. Die Einhaltung rechts-

staatlicher Prinzipien, die Pressefreiheit und die Umsetzung demokratischer Beteili-

gungsformen sind dabei von zentraler Bedeutung.  
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TOP 15: Wiedereinführung der Meisterpflicht 

Der Deutsche Bundestag berät in dieser Woche abschließend den von SPD und 

CDU/CSU eingebrachten Entwurf zur Änderung der Handwerksordnung und anderer 

handwerksrechtlicher Vorschriften. Die Koalition hatte sich darauf geeinigt, die 2004 

erfolgte Abschaffung der Meisterpflicht für viele Berufsbilder bei Bedarf wieder einzu-

führen. Denn viele Berufsbilder haben sich seit 2004 stark verändert. Daher ist eine 

Reglementierung der Ausübung der betroffenen Handwerke zum Schutz von Leben 

und Gesundheit sowie der Wahrung von Kulturgütern und immateriellem Kulturerbe 

erforderlich. Zudem hatten sich Ausbildungszahlen und Meisterprüfungen reduziert.  

Unser Ziel ist, mehr Qualität für die Kundschaft und mehr Nachwuchs im Handwerk 

durch eine bessere Ausbildung zu erreichen. Der Gesetzentwurf wurde in einer Koa-

litionsarbeitsgruppe unter Beteiligung des Zentralverbands des Deutschen Handwerks 

und der Gewerkschaften erarbeitet.  Das Bundeswirtschaftsministerium hat die einzel-

nen Branchenverbände des Handwerks umfassend schriftlich und mündlich angehört.  

In folgenden Berufsgruppen wird die Meisterpflicht im Ergebnis wieder eingeführt: 

• Fliesen-, Platten- und Mosaikleger 

• Betonstein- und Terrazzohersteller 

• Estrichleger 

• Behälter- und Apparatebauer 

• Parkettleger 

• Rollladen- und Sonnenschutztechniker 

• Drechsler und Holzspielzeugmacher 

• Böttcher 

• Glasveredler 

• Schilder- und Lichtreklamehersteller 

• Raumausstatter 

• Orgel- und Harmoniumbauer 

Wir sind davon überzeugt, dass der Meisterbrief im deutschen Handwerk die beste 

Garantie für Qualitätsarbeit, Verbraucherschutz, Leistungsfähigkeit und Innovations-

kraft ist. Die Meisterpflicht trägt außerdem durch eine hochwertige berufliche Aus- und 

Weiterbildung maßgeblich zur Sicherung des Fachkräftenachwuchses bei.  
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TOP 17: Internationale Steuervermeidung verhindern 

Durch „Steueroptimierung“ und „grenzüberschreitende Steuergestaltung“ gehen dem 

Bund, den Ländern und anderen EU-Mitgliedstaaten jährlich beträchtliche Steuerein-

nahmen verloren, die dringend gebraucht werden, z. B. für Investitionen in eine mo-

derne Verkehrsinfrastruktur oder in die Bildung. Spätestens seit der Veröffentlichung 

der „Panama Papers“ wissen wir das. Unerwünschten Steuergestaltungsmodellen, 

die im Graubereich der Illegalität Schlupflöcher und Regelungslücken des Steuer-

rechts für unlautere Zwecke ausnutzten, wollen wir einen Riegel vorschieben. Darum 

berät der Deutsche Bundestag in dieser Woche in zweiter und dritter Lesung den 

von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer 

Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen. Kern des Gesetzes 

ist die Einführung einer Meldepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen. 

Die Steuerbehörden erhalten durch die Meldungen einen Überblick über diese Ge-

staltungsmodelle und können schneller darauf reagieren. Daraus kann z. B. der Ge-

setzgeber Regelungsnotwendigkeiten ableiten, die zeitnah getroffen werden können. 

Denn die „Steuergestaltung“ im großen Stil ist weder akzeptabel noch gerecht. Ein-

kommensstarke, Vermögende und Unternehmen dürfen sich nicht durch raffiniert 

ausgedachte Steuergestaltungsmodelle ihren Steuerpflichten entziehen. Dies würde 

die Legitimität unseres Besteuerungssystems unterminieren.  

 

TOP 18: Das Waffengesetz verschärfen 

Mit dem Dritten Waffenrechtsänderungsgesetz, das wir dieser Woche in 2./3. Lesung 

im Bundestag beraten, setzen wir die geänderte EU-Feuerwaffenrichtlinie in nationa-

les Recht um. Vor dem Hintergrund insbesondere der Terroranschläge in Paris im 

Januar und November 2015 soll die Nutzung von Schusswaffen für terroristische und 

kriminelle Zwecke erschwert werden.  

Die Richtlinie verfolgt drei Ziele: Der illegale Zugang zu scharfen Schusswaffen soll 

erschwert werden. Sämtliche Schusswaffen und ihre wesentlichen Teile sollen über 

ihren gesamten Lebenszyklus hinweg behördlich rückverfolgt werden können. Insbe-

sondere durch eine Begrenzung der Magazinkapazität halbautomatischer Schusswaf-

fen soll die Nutzung von legalen Schusswaffen zur Begehung terroristischer An-

schläge erschwert werden.  

Um den Zugang von Extremisten zu Schusswaffen zu erschweren, werden wir über 

einen Änderungsantrag der Koalition die Regelabfrage bei den Verfassungsschutz-
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ämtern einführen. Künftig soll bereits die bloße Mitgliedschaft in einer verfassungs-

feindlichen Vereinigung ausreichen, um als unzuverlässig im Sinne des Waffenrechts 

zu gelten. Außerdem werden die Waffenbehörden verpflichtet, vor Erteilung einer waf-

fenrechtlichen Erlaubnis bei den zuständigen Verfassungsschutzbehörden abzufra-

gen, ob bezüglich des Antragstellers Anhaltspunkte für das Verfolgen extremistischer 

Bestrebungen bestehen. Werden derartige Erkenntnisse zu einem späteren Zeitpunkt 

erlangt, müssen die Verfassungsschutzbehörden die Waffenbehörden darüber unter-

richten, so dass diese bereits erteilte Erlaubnisse aufheben können.  

Ebenfalls ändern werden wir im Rahmen der Richtlinie die Regelungen zur Bedürfnis-

prüfung bei Sportschützen. Bedürfnisprüfungen hinsichtlich des Fortbestehens einer 

waffenrechtlichen Erlaubnis werden künftig nach fünf und nach zehn Jahren erfolgen 

statt alle drei Jahre. 

 

TOP 20: Für einen fairen Kassenwettbewerb 

Wir wollen einen fairen Wettbewerb zwischen den Krankenkassen. Chronisch Kranke 

oder ältere Menschen mit mehreren Erkrankungen dürfen für die Kassen nicht zum 

Risiko werden. Es darf auch keinen Unterschied machen, ob eine Kasse viele Gutver-

diener versichert oder mehr Bezieher niedriger Einkommen. Auch der Wohnort eines 

Versicherten darf nicht zum Nachteil werden. Alle diese Unterschiede gleicht der Risi-

kostrukturausgleich aus. 

Damit der Wettbewerb zwischen den Krankenkassen fairer wird, beraten wir diese 

Woche in erster Lesung einen Gesetzentwurf, der den Risikostrukturausgleich weiter-

entwickelt. Wir führen u.a. ein Krankheits-Vollmodell, eine Regionalkomponente und 

einen Risikopool ein, der Behandlungen mit besonders hohen Kosten abdeckt.  

Das unterschiedliche Aufsichtshandeln zwischen Bundes- und Landesaufsichten wird 

vereinheitlicht. Es bleibt aber bei den geteilten Zuständigkeiten. Langfristig wollten wir 

deshalb zu einer einheitlichen Aufsicht kommen. Die vorgeschlagenen Änderungen 

bei der Selbstverwaltung werden wir intensiv prüfen. Jetzt ist das Parlament am Zug. 

Änderungsbedarf werden wir im parlamentarischen Verfahren aufgreifen. 
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TOP 22: Stiefkindadoption 

Das Bundesverfassungsgericht hat den vollständigen Ausschluss der Stiefkindadop-

tion in nichtehelichen Familien für verfassungswidrig erklärt und den Gesetzgeber ver-

pflichtet, bis zum 31. März 2020 eine Neuregelung zu treffen. Mit dem nun vorliegen-

den Entwurf soll der verfassungswidrige Ausschluss der Stiefkindadoption für Paare 

in verfestigter Lebensgemeinschaft beseitigt werden. Mit dem Gesetzentwurf der Bun-

desregierung wird in Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

die Stiefkindadoption durch eine Person zugelassen, die mit dem Elternteil in einer 

verfestigten Lebensgemeinschaft lebt. Paare in einer verfestigten Lebensgemein-

schaft werden mit einer Generalverweisung in einem neuen § 1766a BGB Ehepaaren 

in Bezug auf die Stiefkindadoption gleichgestellt. Als „verfestigt“ gilt eine Lebensge-

meinschaft, wenn die Personen seit mindestens vier Jahren oder als Eltern eines ge-

meinschaftlichen Kindes mit diesem eheähnlich zusammenleben. Ausgeschlossen ist 

dies, wenn ein Partner mit einem Dritten verheiratet ist. 

 

TOP 24: Aufstiegs-BAföG 

Wir reformieren das Aufstiegs-BAföG. Mit dem Gesetzentwurf, den wir diese Woche 

in erster Lesung beraten, machen wir einen wichtigen Schritt, um die berufliche Wei-

terbildung noch attraktiver zu gestalten und die Gleichwertigkeit von akademischer 

und beruflicher Bildung voranzubringen. 

Höhere Zuschüsse zu Prüfungs- und Lehrgangskosten, geringere Gebühren für be-

standene Prüfungen sowie die komplette Übernahme der Unterhaltskosten während 

einer Vollzeitmaßnahme erleichtern künftig die Entscheidung eine Aufstiegsfortbil-

dung aufzunehmen. Die Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Weiterbil-

dung rückt mit der Reform in den Vordergrund und stellt die Aufstiegschancen vieler 

Berufstätiger sehr viel besser. Das fordert die SPD schon lange. 

Besonders der im Gesetz vorgesehene Vollzuschuss ist wichtig, da er Frauen hilft, die 

häufiger eine Aufstiegsfortbildung in Vollzeit absolvieren. Das gilt besonders für die 

sozialen Berufe, wie dem staatlich anerkannten Erzieher, der auf dem ersten Platz der 

geförderten Berufe durch das Aufstiegs-BAföG steht. Auch die Erhöhung des Kinder-

zuschlags ist richtig und erleichtert die Vereinbarkeit von Familie und Aufstiegsfortbil-

dung. Hier hat die SPD-Bundestagsfraktion starke Akzente gesetzt. Das Gesetz tritt 

zum 1. August 2020 in Kraft. 
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TOP 28: Mahnmal für die Opfer der kommunistischen Gewaltherrschaft 

Vielfältige Einrichtungen der Erinnerungs- und Gedenkstättenlandschaft in Deutsch-

land leisten heute einen unverzichtbaren Beitrag zur Aufarbeitung der SED-Diktatur. 

Jedoch gibt es nach wie vor keinen zentralen Gedenkort, der an den Widerstand und 

an die Opfer der kommunistischen Gewaltherrschaft in Deutschland erinnert. Neben 

der politischen und rechtlichen Anerkennung muss es auch eine öffentliche Wahrneh-

mung und Würdigung aller Opfer kommunistischer Gewaltherrschaft geben. Mit dem 

vorliegenden Antrag der Fraktionen von SPD und CDU/CSU wird die Errichtung eines 

Denkmals für die Opfer von kommunistischer Gewaltherrschaft beschlossen. Damit 

wollen wir die Opfer in angemessener Form ehren. 

 

Die Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) setzt sich 

seit langer Zeit für die Errichtung eines nationalen Mahnmals ein. Bereits seit 2008 hat 

eine Initiativgruppe unter dem Dach der UOKG konzeptionelle Vorarbeiten zu einer 

möglichen Ausgestaltung eines Denkmals geleistet. Mit einem Mahnmal für die Opfer 

kommunistischer Gewaltherrschaft wird eine Leerstelle in der Erinnerungslandschaft 

geschlossen.  

 

In einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Kultur und Medien im Februar 

2017 haben sich alle Expertinnen und Experten für die Errichtung eines zentralen Ge-

denkortes ausgesprochen. Der Deutsche Bundestag hat bereits mehrfach ein zentra-

les Mahnmal befürwortet, zuletzt in dem Antrag „30 Jahre Friedliche Revolution“ 

(Drucksache 19/10613). In den Beratungen des Bundeshaushalts 2020 hat der Deut-

sche Bundestag beschlossen, bis zu 250.000 Euro für eine Machbarkeitsstudie bereit-

zustellen. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung nun auf, im 1. Quartal 

2020 ein Konzept für ein Mahnmal zur Erinnerung an die Opfer kommunistischer Ge-

waltherrschaft vorzulegen. 

 

TOP 30: Einführung einer Wohnungslosenstatistik 

Wohnungslosigkeit gehört zu den bedrückendsten Formen von Armut. Sie führt nicht 

nur zu sozialer Ausgrenzung, sondern bringt die betroffenen Menschen insgesamt in 

eine für sie katastrophale Lage. Wir müssen Wohnungslosigkeit mit allen geeigneten 

Maßnahmen begegnen. Bund, Länder und Kommunen sind hier gefordert. Bislang 

stehen jedoch keine verlässlichen Daten und Statistiken darüber zur Verfügung, wie 
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viele Menschen tatsächlich von Wohnungslosigkeit betroffen sind. Dies soll sich än-

dern. Der Deutsche Bundestag berät in dieser Woche in erster Lesung den von der 

Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Einführung einer Wohnungslosen-

berichterstattung. Damit kommt diese einer langjährigen Forderung sozialpolitischer 

Verbände und der Länder nach. Mit der Einführung einer gesetzlich geregelten Bun-

desstatistik schaffen wir erstmals eine solide Datengrundlage zur Wohnungslosigkeit 

in Deutschland. Eine aussagefähige Statistik soll dazu beitragen, um vor Ort passende 

Maßnahmen und Präventionsprogramme zur Vermeidung und Bewältigung von Woh-

nungs- und Obdachlosigkeit auf den Weg bringen zu können. 

 


